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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) und 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs vom 7. November 1999 (GVBl. 
S.  578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 
(GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 12-17 vom 4. Juni 2008 mit Deckblatt vom 

7. Oktober 2008 und dem Änderungsvermerk vom 15. Juli 2009 für 
das Gelände des ehemaligen Güterbahnhofs Hermsdorf, für das 
Grundstück Schloßstraße 28A, für Teilflächen der Schloßstraße, der 
Glienicker Straße sowie der Ulmenstraße im Bezirk Reinickendorf, 
Ortsteil Hermsdorf, wird festgesetzt. 

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Reini-

ckendorf von Berlin, Abteilung Bauwesen und Sport, Fachbereich 
Vermessung, eine beglaubigte Abzeichnung des Bebauungsplans 
kann beim Bezirksamt Reinickendorf von Berlin, Abteilung Bauwe-
sen und Sport, Fachbereich Stadt- und Regionalplanung, während 
der Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs) 

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss 

1.	 eine Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften, die in 
§ 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a Nummer 
3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind, 

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Reinickendorf 
von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Ver-
letzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel 
gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 
2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 18. August 2009

Bezirksamt Reinickendorf von Berlin

Peter S e n f t l e b e n

Stellv. Bezirksbürgermeister

Frank B a l z e r

Bezirksstadtrat für Bauwesen, 
Finanzen und Sport

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 12-17  

im Bezirk Reinickendorf
Vom 18. August 2009
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Auf Grund des § 28 Absatz 3 des Berliner Wassergesetzes in der 
Fassung vom 17. Juni 2005 (GVBl. S. 357, 2006 S. 248, 2007 S. 48), 
das zuletzt durch Gesetz vom 6. Juni 2008 (GVBl. S. 139) geändert 
worden ist, wird verordnet:

Artikel I
Die Landesschifffahrtsverordnung Berlin vom 27. April 1998 

(GVBl. S. 91), die zuletzt durch Verordnung vom 14. März 2009 
(GVBl. S. 134) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 16 die fol-

genden Angaben eingefügt:
„§ 16a	 Binnenschifffahrtsinformationsdienste
§ 16b	 Inhalte und Benutzer 
§ 16c	 Pflichten der Anbieter“

2.	 Nach § 16 werden die folgenden Paragrafen §§ 16a bis 16c ein-
gefügt:

„§ 16a
Binnenschifffahrtsinformationsdienste

In Häfen und an Umschlagstellen an Binnenwasserstraßen der 
Klasse IV und höher gemäß der Klassifizierung der europäi-
schen Binnenwasserstraßen, die
1.	 dem gewerblichen Verkehr offenstehen und
2.	 mit Umschlaganlagen für den intermodalen Verkehr ausge-

stattet sind oder deren jährliches Güterumschlagvolumen 
mindestens 500 000 Tonnen beträgt,

sind Binnenschifffahrtsinformationsdienste im Sinne der §§ 16b 
und 16c anzubieten.

§ 16b
Inhalte und Benutzer

(1) Binnenschifffahrtsinformationsdienste sind harmonisierte 
Informationsdienste zur Unterstützung des Verkehrs- und Trans-
portmanagements in der Binnenschifffahrt einschließlich, sofern 
technisch durchführbar, der Schnittstellen mit anderen Verkehrs-
trägern.

(2) Benutzer der Binnenschifffahrtsinformationsdienste sind 
alle Nutzergruppen wie Schiffsführer, Betriebspersonal der Bin-
nenschifffahrtsinformationsdienste, Betreiber von Schleusen, 
Brücken, Umschlaganlagen und Terminals, Hafenunternehmer, 
Wasserstraßenverwaltungen, Personal in Unfallbekämpfungs-
zentren der Rettungsdienste, Flottenmanager, Verlader, Absen-
der, Empfänger, Frachtmakler und Ausrüster.

§ 16c
Pflichten der Anbieter

(1) Der Hafenunternehmer oder der Betreiber der Umschlag-
stelle hat sicherzustellen, dass

1.	 den Benutzern der Binnenschifffahrtsinformationsdienste 
alle für die Navigation und Reiseplanung relevanten Daten 
gemäß Anhang I der Richtlinie 2005/44/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 
über harmonisierte Binnenschifffahrtsinformationsdienste 
(RIS) auf den Binnenwasserstraßen der Gemeinschaft (ABl. 
EU Nr. L 255 S. 152; Nr. L 344 S. 52) in einem elektroni-
schen Format zugänglich sind,

2.	 den Benutzern der Binnenschifffahrtsinformationsdienste 
navigationstaugliche elektronische Schifffahrtskarten zur 
Verfügung stehen, soweit sich der Hafen oder die Umschlag-
stelle an einer Binnenwasserstraße der Klasse V a und höher 
gemäß der Klassifizierung der europäischen Binnenwasser-
straßen befindet,

3.	 elektronische Meldungen der erforderlichen Daten von 
Schiffen empfangen werden können, soweit internationale, 
bundes- oder landesrechtliche Vorschriften ein Meldever-
fahren für Schiffe vorsehen und 

4.	 Nachrichten für die Binnenschifffahrt in standardisierter, co-
dierter und abrufbarer Form bereitstehen und in einem elek-
tronischen Format zugänglich sind, wobei die standardisier-
ten Nachrichten mindestens die für die sichere Schiffsführung 
erforderlichen Informationen enthalten müssen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Pflichten sind entsprechend den 
in den einschlägigen technischen Leitlinien und Spezifikationen 
gemäß Artikel 5 der Richtlinie 2005/44/EG zu erfüllen; der je-
weiligen Pflicht ist spätestens 30 Monate nach dem Inkrafttreten 
der einschlägigen technischen Leitlinie oder Spezifikation nach-
zukommen.“

3.	 § 21 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 6 erster Halbsatz wird das Wort „schließlich“ 

durch das Wort „auch“ ersetzt.
b)	 Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt:

„(7) Ordnungswidrig im Sinne des § 104 Absatz 1 Num-
mer 4 des Berliner Wassergesetzes handelt schließlich, wer 
als Betreiber eines Hafens oder einer Umschlagstelle entge-
gen § 16c einer dort genannten Pflicht nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt.“ 

Artikel II
Artikel I Nummer 1 und 2 tritt am Tage nach der Verkündung im 

Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Artikel I Nummer 3 
tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Berlin, den 1. September 2009

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
Ingeborg J u n g e – R e y e r

Dritte Verordnung
zur Änderung der Landesschifffahrtsverordnung Berlin 1)

Vom 1. September 2009

1)	 Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über harmonisierte
Binnenschifffahrtsinformationsdienste (RIS) auf den Binnenwasserstraßen der Gemeinschaft (ABl. EU Nr. L 255 S. 152, Nr. L 344 S. 52).
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Auf Grund des § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 24. Dezember 2008 (BGBl. I S. 3018), in 
Verbindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 8-18 vom 2. Oktober 2008 für die Grund-

stücke Wildhüterweg 37/45, 45A und Ringslebenstraße 60, 60A, 
60B sowie für einen Abschnitt der Ringslebenstraße im Bezirk Neu-
kölln, Ortsteil Buckow, wird festgesetzt. 

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Neu-

kölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereich Vermessung, 
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Be-
zirksamt Neukölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereiche 
Stadtplanung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, kosten-
frei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von 
Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel 
gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 21. September 2009

Bezirksamt Neukölln von Berlin

B u s c h k o w s k y

Bezirksbürgermeister

B l e s i n g

Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 8-18  

im Bezirk Neukölln, Ortsteil Buckow
Vom 21. September 2009
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) und 
Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XIV-157i vom 20. Januar 2009 für das 

Grundstück Lindholzweg 52 im Bezirk Neukölln, Ortsteil Buckow, 
wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Neu-

kölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereich Vermessung, 
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Be-
zirksamt Neukölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereiche 
Stadtplanung und Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss

1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von 
Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel 
gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 
2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 22. September 2009

Bezirksamt Neukölln von Berlin

B u s c h k o w s k y

Bezirksbürgermeister

B l e s i n g

Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-157i 

im Bezirk Neukölln, Ortsteil Buckow
Vom 22. September 2009
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Auf Grund des § 11 Absatz 1 des Weiterbildungsgesetzes vom 
3. Juli 1995 (GVBl. S. 401), das zuletzt durch Artikel IV des Geset-
zes vom 15. Dezember 2007 (GVBl. S. 617) geändert worden ist, 
wird verordnet:

Artikel I
Änderung der Weiterbildungs- und Prüfungsverordnung für die 

Heranbildung von Pflegefachkräften in der pädiatrischen 
Intensivpflege

§ 3 der Weiterbildungs- und Prüfungsverordnung für die Heran-
bildung von Pflegefachkräften in der pädiatrischen Intensivpflege 
vom 30. Juni 1996 (GVBl. S. 276), die zuletzt durch Artikel V der 
Verordnung vom 9. November 2005 (GVBl. S. 718) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
1.	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „900“ durch die Angabe 

„780“ ersetzt.
2.	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „310“ durch die Anga-
be „290“ ersetzt.

b)	 In Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe „330“ durch die Anga-
be „280“ ersetzt.

c)	 Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

Artikel II
Änderung der Weiterbildungs- und Prüfungsverordnung für die 

Heranbildung von Lehrkräften in Medizinalfachberufen

§ 21 Absatz 2 der Weiterbildungs- und Prüfungsverordnung für 
die Heranbildung von Lehrkräften in Medizinalfachberufen vom 
18. März 1997 (GVBl. S. 114), die zuletzt durch Artikel IX der Ver-
ordnung vom 9. November 2005 (GVBl. S. 718) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In Nummer 13 wird der abschließende Punkt durch ein Komma 

ersetzt.
2.	 Folgende Nummer 14 wird angefügt:

„14.	Staatlich anerkannte Lehrkraft für medizinische Sektions- 	
	 und Präparationsassistenten.“

Artikel III
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 22. September 2009

Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt 
und Verbraucherschutz
Katrin L o m p s c h e r

Verordnung
zur Änderung von Weiterbildungs- und Prüfungsverordnungen  

für Gesundheitsfachberufe
Vom 22. September 2009
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Auf Grund des § 5 Absatz 1 Nummer 11 Satz 7 des Finanzverwal-
tungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 
2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 10. August 2009 (BGBl. I S. 2702) geändert worden ist, in 
Verbindung mit § 1 der Verordnung zur Übertragung der Ermächti-
gung nach § 5 Absatz 1 Nummer 11 Satz 7 des Finanzverwaltungs-
gesetzes vom 21. Oktober 2008 (GVBl. S. 373) wird verordnet:

§ 1
(1) Zu Landesfamilienkassen werden bestimmt:

1.	 das Landesverwaltungsamt Berlin,
2.	 der Polizeipräsident in Berlin,
3.	 die Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung 

und
4.	 das Bezirksamt Treptow-Köpenick.

(2) Das Landesverwaltungsamt Berlin kann als Landesfamilien-
kasse die Aufgaben einer Familienkasse im Sinne des § 72 Absatz 1 
des Einkommensteuergesetzes wahrnehmen, soweit ihm diese Auf-
gaben von den Dienstbehörden aus dem Bereich der unmittelbaren 
Landesverwaltung, den Dienstbehörden sonstiger öffentlicher Stel-
len des Landes Berlin oder den Dienstbehörden der landesunmittel-
baren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts übertragen werden.

(3) Der Polizeipräsident in Berlin kann als Landesfamilienkasse 
die Aufgaben einer Familienkasse im Sinne des § 72 Absatz 1 des 
Einkommensteuergesetzes wahrnehmen, soweit ihm diese Aufga-
ben von der Berliner Feuerwehr übertragen werden.

(4) Die Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und For-
schung kann als Landesfamilienkasse die Aufgaben einer Familien-
kasse im Sinne des § 72 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes 
wahrnehmen, soweit ihr diese Aufgaben von den nachgeordneten 
Behörden, den nichtrechtsfähigen Anstalten und den unter ihrer Auf-
sicht stehenden Eigenbetrieben ihres Geschäftsbereiches im Sinne 
der Geschäftsverteilung des Senats von Berlin vom 20. Februar 
2007 (ABl. S. 986) übertragen werden.

(5) Das Bezirksamt Treptow-Köpenick kann als Landesfamilien-
kasse die Aufgaben einer Familienkasse im Sinne des § 72 Absatz 1 
des Einkommensteuergesetzes wahrnehmen, soweit ihm diese Auf-
gaben von den Bezirksämtern einschließlich nachgeordneter Ein-
richtungen und nichtrechtsfähiger Anstalten des öffentlichen Rechts 
der Bezirke sowie den Eigenbetrieben nach § 20 Absatz 1 Satz 1 des 
Kindertagesförderungsgesetzes vom 23. Juni 2005 (GVBl. S. 322), 
das durch Artikel II des Gesetzes vom 19. März 2008 (GVBl. S. 78) 
geändert worden ist, übertragen werden. Eine Aufgabenübertragung 
der vorgenannten bezirklichen Einrichtungen auf eine der drei ande-
ren Landesfamilienkassen ist ausgeschlossen.

(6) Verwaltungsträger des Landes Berlin, die nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung eingerichtet oder errichtet werden, sollen ihre 
Aufgaben als Familienkasse im Sinne des § 72 Absatz 1 des Ein-
kommensteuergesetzes der Landesfamilienkasse des Landesverwal-
tungsamtes Berlin übertragen. Satz 1 findet keine Anwendung, so-
fern der Verwaltungsträger dem Geschäftsbereich der unter § 1 
Absatz 1 Nummer 2 bis 4 genannten Behörden zuzurechnen ist. Die 
Übertragung der Aufgaben als Familienkasse im Sinne des § 72 Ab-
satz 1 des Einkommensteuergesetzes soll dann an die jeweils nach 
den Absätzen 3, 4 oder 5 zuständige Landesfamilienkasse erfolgen.

§ 2
(1) Die Übertragung erfolgt im Einvernehmen mit der aufneh-

menden Landesfamilienkasse durch eine im Amtsblatt für Berlin zu 
veröffentlichende Anordnung der übertragenden Dienstbehörde. 
Das Weitere regelt eine ergänzende Servicevereinbarung zwischen 
der Landesfamilienkasse und der übertragenden Familienkasse, in 
der nach Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorgaben auch Regelun-
gen zur Kostentragung zu treffen sind. Die Familienkasse nach § 1 
Absatz 1 Nummer 4 erhält das erforderliche Budget im Rahmen der 
Globalsummenzuweisung über eine mit dem Rat der Bürgermeister 
abgestimmte Servicevereinbarung in Form von Budgetabtretungen.

(2) Die jeweilige Landesfamilienkasse tritt in die Rechtsstellung 
der übertragenden Familienkasse ein.

(3) Die übertragende Familienkasse zeigt die Übertragung der 
Aufgaben den betroffenen Kindergeldberechtigten sowie dem Bun-
deszentralamt für Steuern an.

(4) Die für Inneres zuständige Senatsverwaltung kann durch Ver-
waltungsvorschrift das Nähere zur Durchführung dieser Verordnung 
bestimmen.

§ 3
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Ge-

setz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung erteilten Anord-

nungen zur Übertragung der Aufgaben einer Familienkasse auf eine 
gemeinsame Familienkasse bleiben weiterhin wirksam.

Berlin, den 30. September 2009

Senatsverwaltung für Finanzen
Dr. Ulrich N u ß b a u m

Verordnung
über die Errichtung von Landesfamilienkassen im Land Berlin  

(Familienkassen-Verordnung)
Vom 30. September 2009
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Gesetz
zur Änderung des Gesetzes 

über die Durchführung von Modellprojekten 
zur Weiterentwicklung der Pflegeberufe

Vom 29. September 2009

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
In § 3 des Gesetzes über die Durchführung von Modellprojekten 

zur Weiterentwicklung der Pflegeberufe vom 29. September 2004 
(GVBl. S. 432) wird die Angabe „31. Dezember 2012“ durch die 
Angabe „31. Dezember 2015“ ersetzt.

Artikel II
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 

Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 29. September 2009

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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